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2. Lesung 
 
 
 
 
 
 
 
Zweites Gesetz zur Weiterentwicklung des Neuen Kommunalen Finanzmanagements 
für Gemeinden und Gemeindeverbände im Land Nordrhein-Westfalen und weiterer kom-
munalrechtlicher Vorschriften (2. NKF-Weiterentwicklungsgesetz – 2. NKFWG NRW) 
 
 
 
 
 
 
Berichterstatter:    Abgeordneter Körfges  
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlung 
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung - Drucksache 17/3570 - wird mit folgenden Ände-
rungen angenommen: 
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung   Beschlüsse des Ausschusses für Heimat, 

Kommunales, Bauen und Wohnen 
 
 

Zweites Gesetz zur Weiterentwicklung 
des Neuen Kommunalen Finanzmanage-
ments für Gemeinden und Gemeindever-
bände im Land Nordrhein-Westfalen und 

weiterer kommunalrechtlicher  
Vorschriften 

(2. NKF-Weiterentwicklungsgesetz –  
2. NKFWG NRW) 

 

 Zweites Gesetz zur Weiterentwicklung 
des Neuen Kommunalen Finanzmanage-
ments für Gemeinden und Gemeindever-
bände im Land Nordrhein-Westfalen und 

weiterer kommunalrechtlicher  
Vorschriften 

(2. NKF-Weiterentwicklungsgesetz –  
2. NKFWG NRW) 

 
Artikel 1 

Änderung der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen 

 
Die Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. 
S. 666), die zuletzt durch [einsetzen: Ausfer-
tigungsdatum und Fundstelle] geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert: 
 

 Artikel 1 
Änderung der Gemeindeordnung für das 

Land Nordrhein-Westfalen 
 

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt 
geändert: 
 
a) Die Angabe zu § 91 wird wie folgt 

gefasst: 
 

„§ 91 Inventar, Inventur und allge-
meine Bewertungsgrund-
sätze“. 

 

 1. unverändert 

b) Die Angaben zu den §§ 101 bis 104 
werden wie folgt gefasst: 

 
„§ 101 Örtliche Rechnungsprüfung 
 
§ 102 Örtliche Prüfung des Jah-

resabschlusses und des 
Gesamtabschlusses 

§ 103 Örtliche Prüfung der Eigen-
betriebe 

§ 104 Weitere Aufgaben der örtli-
chen Rechnungsprüfung“. 

 

  

c) Die Angabe zu § 106 wird wie folgt 
gefasst: 

 
„§ 106 (weggefallen)“. 
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d) Nach der Angabe zu § 116 werden 
folgende Angaben eingefügt: 

 
„§ 116a Größenabhängige Befrei-

ungen 
§ 116b Verzicht auf die Einbezie-

hung“. 
 

  

e) Die Angabe zu § 118 wird wie folgt 
gefasst: 

 
„§ 118 (weggefallen). 

 

  

2. In § 3 Absatz 5 Satz 1 werden nach dem 
Wort „Gemeinschaftsarbeit“ die Wörter 
„in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 1. Oktober 1979 (GV. NRW. 
S. 621) in der jeweils geltenden Fas-
sung“ eingefügt. 

 

 2. unverändert 

3. § 41 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt ge-
ändert: 

 

 3. unverändert 

a) Buchstabe j wird wie folgt gefasst: 
 

„j) die Feststellung des Jahresab-
schlusses und die Entlastung 
sowie die Bestätigung des Ge-
samtabschlusses; sofern ein 
Gesamtabschluss nicht erstellt 
wird, die Beschlussfassung über 
den Beteiligungsbericht,“. 

 

  

b) Nach Buchstabe j wird der folgende 
Buchstabe k eingefügt: 

 
„k) den Beschluss über die gegen-

über der Gemeindeprüfungs-
anstalt und der Aufsichtsbe-
hörde abzugebende Stellung-
nahme gemäß § 105 Ab-
satz 7,“. 

 

  

c) Die bisherigen Buchstaben k bis p 
werden die Buchstaben l bis q. 

 

  

d) Der bisherige Buchstabe q wird 
Buchstabe r und die Wörter „Erwei-
terung der Aufgaben der örtlichen 
Rechnungsprüfung über die Pflicht-
aufgaben hinaus“ werden durch die 
Wörter „Übertragung von Aufgaben 
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auf die örtliche Rechnungsprüfung“ 
ersetzt. 

 
e) Die bisherigen Buchstaben r bis t 

werden die Buchstaben s bis u. 
 
4. Dem § 43 Absatz 3 wird folgender Satz 

angefügt: 
 
„§ 16 des Korruptionsbekämpfungsge-
setzes vom 16. Dezember 2004 (GV. 
NRW. 2005 S. 8) in der jeweils gelten-
den Fassung bleibt unberührt.“ 

 

 4. unverändert 

5. § 59 wird wie folgt geändert: 
 

 5. unverändert 

a) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
 

„(3) Der Rechnungsprüfungsaus-
schuss prüft den Jahresabschluss 
und den Lagebericht der Gemeinde 
unter Einbezug des Prüfungsbe-
richtes. Er bedient sich hierbei der 
örtlichen Rechnungsprüfung oder 
eines Dritten gemäß § 102 Ab-
satz 2. Die Verantwortlichen nach 
Satz 2 haben an der Beratung über 
diese Vorlagen im Rechnungsprü-
fungsausschuss teilzunehmen und 
über die wesentlichen Ergebnisse 
ihrer Prüfung, insbesondere we-
sentliche Schwächen des internen 
Kontrollsystems bezogen auf den 
Rechnungslegungsprozess, zu be-
richten. Der Rechnungsprüfungs-
ausschuss hat zu dem Ergebnis der 
Jahresabschlussprüfung schriftlich 
gegenüber dem Rat Stellung zu 
nehmen. Am Schluss dieses Be-
richtes hat der Rechnungs-prü-
fungsausschuss zu erklären, ob 
nach dem abschließenden Ergeb-
nis seiner Prüfung Einwendungen 
zu erheben sind und ob er den vom 
Bürgermeister aufgestellten Jah-
resabschluss und Lagebericht bil-
ligt. Sofern ein Gesamtabschluss 
und Gesamtlagebericht erstellt 
wird, finden die Sätze 1 bis 5 ent-
sprechende Anwendung auf den 
Gesamtabschluss.“ 
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b) Absatz 4 Satz 2 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
 „Über das Ergebnis der Prüfung ist 

dem Rat gemäß Absatz 3 Satz 4 
und 5 zu berichten.“ 

 

  

6. § 75 wird wie folgt geändert: 
 

 6. § 75 wird wie folgt geändert: 

 

a) Dem Absatz 2 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
„Anstelle oder zusätzlich zur Ver-
wendung der Ausgleichsrücklage 
kann im Ergebnisplan auch eine 
pauschale Kürzung von Aufwen-
dungen bis zu einem Betrag von 
1 Prozent der Summe der ordentli-
chen Aufwendungen unter Angabe 
der zu kürzenden Teilpläne veran-
schlagt werden (globaler Minder-
aufwand).“ 

 

 a) Dem Absatz 2 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
„Anstelle einer bestehenden oder 
fehlenden Ausgleichsrücklage oder 
zusätzlich zur Verwendung der 
Ausgleichsrücklage kann im Ergeb-
nisplan auch eine pauschale Kür-
zung von Aufwendungen bis zu ei-
nem Betrag von 1 Prozent der 
Summe der ordentlichen Aufwen-
dungen unter Angabe der zu kür-
zenden Teilpläne veranschlagt 
werden (globaler Minderaufwand).“ 

 

b) Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
 „Der Ausgleichsrücklage können 

Jahresüberschüsse durch Be-
schluss nach § 96 Absatz 1 Satz 2 
zugeführt werden, soweit die allge-
meine Rücklage einen Bestand in 
Höhe von mindestens 3 Prozent 
der Bilanzsumme des Jahresab-
schlusses der Gemeinde aufweist.“ 

 

  b) unverändert 

7. § 77 wird wie folgt geändert: 
 

 7. unverändert 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(2) Sie hat die zur Erfüllung ihrer 

Aufgaben erforderlichen Finanz-
mittel 
 
1. soweit vertretbar und geboten, 

aus selbst zu bestimmenden 
Entgelten für die von ihr er-
brachten Leistungen, sowie 
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2. im Übrigen aus Steuern 
 
zu beschaffen, soweit die sonsti-
gen Finanzmittel nicht ausrei-
chen.“ 
 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Ab-
satz 3 eingefügt: 

 
 „(3) Die Gemeinde hat bei der Fi-

nanzmittelbeschaffung auf die wirt-
schaftlichen Kräfte ihrer Abgabe-
pflichtigen Rücksicht zu nehmen.“ 

 

  

c) Der bisherige Absatz 3 wird Ab-
satz 4. 

 

  

8. § 83 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Satz 2 wird das Wort „muss“ 
durch das Wort „soll“ ersetzt. 

 
b) In Satz 3 werden die Wörter „wenn 

ein solcher nicht bestellt ist, der 
Bürgermeister,“ gestrichen. 
 

 8. unverändert 

9. § 86 wird wie folgt geändert: 
 
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

 
aa) In Satz 1 werden die Wörter 

„unter der Voraussetzung des 
§ 77 Abs. 3“ durch die Wörter 
„unter der Voraussetzung des 
§ 77 Absatz 4“ ersetzt.  

 
bb) Es werden die folgenden 

Sätze angefügt: 
 
 „Die Kreditaufnahme erfolgt 

grundsätzlich in Euro. In an-
deren Währungen ist die Kre-
ditaufnahme nur in Verbin-
dung mit einem Währungssi-
cherungsgeschäft zulässig.“ 

 
b) In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort 

„schriftlich“ gestrichen. 
 

 9. unverändert 

10. In § 87 Absatz 2 Satz 2 wird das Wort 
„schriftlich“ gestrichen.  

 
 

 10. unverändert 
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11. § 88 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 88 
Rückstellungen 

 
(1) Rückstellungen sind für ungewisse 
Verbindlichkeiten, für drohende Ver-
luste aus schwebenden Geschäften und 
für hinsichtlich ihrer Höhe oder des Zeit-
punktes ihres Eintritts unbestimmte Auf-
wendungen in angemessener Höhe zu 
bilden. 
 
(2) Rückstellungen dürfen nur aufgelöst 
werden, soweit der Grund hierfür entfal-
len ist.“ 

 

 11. unverändert 

12. § 90 Absatz 3 werden die folgenden 
Sätze angefügt: 

 
„Ausnahmen sind im besonderen öffent-
lichen Interesse zulässig. Dies gilt ins-
besondere für Veräußerungen zur För-
derung von sozialen Einrichtungen, des 
sozialen Wohnungsbaus, des Denkmal-
schutzes und der Bildung privaten Ei-
gentums unter sozialen Gesichtspunk-
ten. Vor dem Unterwertverkauf eines 
Grundstücks an Unternehmen ist die 
Vereinbarkeit der Vergünstigung mit 
dem Binnenmarkt sicherzustellen.“ 

 

 12. unverändert 

13. § 91 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 91 
Inventar, Inventur und allgemeine 

Bewertungsgrundsätze 
 
(1) Die Gemeinde hat zum Schluss ei-
nes jeden Haushaltsjahres ihre Grund-
stücke und grundstücksgleichen 
Rechte, ihre Forderungen und Schul-
den, den Betrag des baren Geldes so-
wie ihre sonstigen Vermögensgegen-
stände genau zu verzeichnen und dabei 
den Wert der einzelnen Vermögensge-
genstände und Schulden anzugeben 
(Inventar). 
 
 
 
 

 13. unverändert 
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(2) Körperliche Vermögensgegen-
stände sind durch eine körperliche Be-
standsaufnahme zu erfassen, soweit 
durch Gesetz oder Rechtsverordnung 
nichts anderes bestimmt ist. 
 
(3) Das Inventar ist innerhalb der einem 
ordnungsgemäßen Geschäftsgang ent-
sprechenden Zeit aufzustellen. 
 
(4) Die Bewertung des in der Bilanz aus-
zuweisenden Vermögens, der Sonder-
posten, der Rückstellungen, der Ver-
bindlichkeiten und der Rechnungsab-
grenzungsposten richtet sich nach den 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buch-
führung. Dabei gilt insbesondere: 
 
1. Die Wertansätze in der Eröffnungs-

bilanz des Haushaltsjahres müssen 
mit denen der Schlussbilanz des 
vorhergehenden Haushaltsjahres 
übereinstimmen; 

 
2. die Vermögensgegenstände, Son-

derposten, Rückstellungen, Ver-
bindlichkeiten und Rechnungsab-
grenzungsposten sind zum Ab-
schlussstichtag einzeln zu bewer-
ten; 

 
3. es ist wirklichkeitsgetreu zu bewer-

ten; vorhersehbare Risiken und 
Verluste, die bis zum Abschluss-
stichtag entstanden sind, sind zu 
berücksichtigen, selbst wenn diese 
erst zwischen dem Abschlussstich-
tag und dem Tag der Aufstellung 
des Jahresabschlusses bekannt 
geworden sind; Gewinne sind nur 
zu berücksichtigen, sofern sie am 
Abschlussstichtag realisiert sind; 

 
4. Aufwendungen und Erträge des 

Haushaltsjahres sind unabhängig 
von den Zeitpunkten der entspre-
chenden Zahlungen im Jahresab-
schluss zu berücksichtigen und 

 
5. die auf den vorhergehenden Jah-

resabschluss angewandten Bewer-
tungsmethoden sollen beibehalten 
werden. 
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(5) Von den Grundsätzen des Absatzes 
4 darf nur in begründeten Ausnahmefäl-
len abgewichen werden.“ 

 
14. § 92 wird wie folgt gefasst: 

 
„§ 92 

Eröffnungsbilanz 
 
(1) Die Gemeinde hat zu Beginn des 
Haushaltsjahres, in dem sie erstmals 
ihre Geschäftsvorfälle nach dem Sys-
tem der doppelten Buchführung erfasst, 
eine Eröffnungsbilanz aufzustellen. Auf 
die Eröffnungsbilanz sind die für den 
Jahresabschluss geltenden Vorschrif-
ten mit Ausnahme des § 95 Absatz 2 
Satz 1 Nummern 1 bis 3 entsprechend 
anzuwenden. Die Vorschriften der § 95 
Absatz 3 und § 96 sind entsprechend 
anzuwenden. 
 
(2) Die Ermittlung der Wertansätze für 
die Eröffnungsbilanz ist auf der Grund-
lage von vorsichtig geschätzten Zeitwer-
ten vorzunehmen. Die in der Eröff-
nungsbilanz angesetzten Werte für die 
Vermögensgegenstände gelten für die 
künftigen Haushaltsjahre als Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten, soweit 
nicht Wertberichtigungen nach Absatz 5 
vorgenommen werden. 
 
(3) Die Eröffnungsbilanz einschließlich 
des Anhangs mit allen Anlagen unter-
liegt der örtlichen Prüfung nach §§ 101 
bis 104, § 59 Absatz 3 gilt entspre-
chend.  
 
(4) Die Eröffnungsbilanz einschließlich 
des Anhangs mit allen Anlagen unter-
liegt der überörtlichen Prüfung nach 
§ 105. 
 
(5) Ergibt sich bei der Aufstellung späte-
rer Jahresabschlüsse, dass in der Eröff-
nungsbilanz Vermögensgegenstände  
oder Sonderposten oder Schulden feh-
lerhaft angesetzt worden sind, so ist der 
Wertansatz zu berichtigen oder nachzu-
holen. Die Eröffnungsbilanz gilt dann als 

 14. unverändert 
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geändert. Eine Berichtigung kann letzt-
mals im vierten der Eröffnungsbilanz fol-
genden Jahresabschluss vorgenom-
men werden. Vorherige Jahresab-
schlüsse sind nicht zu berichtigen.“ 

 
15. § 94 wird wie folgt geändert: 

 
a) Der Wortlaut wird Absatz 1 und es 

wird folgender Satz angefügt: 
 
 „Der Beschluss über die Besorgung 

ist der Aufsichtsbehörde anzuzei-
gen.“ 

 
b) Es wird folgender Absatz 2 ange-

fügt: 
 
„(2) Für die automatisierte Ausfüh-
rung der Geschäfte der kommuna-
len Haushaltswirtschaft dürfen nur 
Fachprogramme verwendet wer-
den, die von der Gemeindeprü-
fungsanstalt Nordrhein-Westfalen 
zugelassen sind. Gleiches gilt für 
die Verwendung dieser Fachpro-
gramme nach wesentlichen Pro-
grammänderungen. Die Gültigkeit 
der Zulassung soll befristet wer-
den. Bei Programmen, die für meh-
rere Gemeinden Anwendung fin-
den sollen, genügt eine Zulassung. 
Die technischen Standards, die er-
forderlich sind, um die gesetzlichen 
Voraussetzungen für die Pro-
grammzulassung zu erfüllen, wer-
den von der Gemeindeprüfungsan-
stalt Nordrhein-Westfalen im Be-
nehmen mit dem für Kommunales 
zuständigen Ministerium im Rah-
men einer Verwaltungsvorschrift 
als Prüfhandbuch niedergelegt.“ 
 

 15. unverändert 

16. § 95 wird wie folgt geändert: 
 
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

„(1) Die Gemeinde hat zum Schluss 
eines jeden Haushaltsjahres einen 
Jahresabschluss aufzustellen. Der 
Jahresabschluss muss klar und 
übersichtlich sein. Der Jahresab-

 16. unverändert 
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schluss hat sämtliche Vermögens-
gegenstände, Schulden, Rech-
nungsabgrenzungsposten, Er-
träge, Aufwendungen, Einzahlun-
gen und Auszahlungen zu enthal-
ten, soweit nichts anderes be-
stimmt ist. Er hat unter Beachtung 
der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage der Gemeinde zu vermit-
teln.“ 
 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Ab-
satz 2 eingefügt: 

 
„(2) Der Jahresabschluss besteht 
aus 
 
1. der Ergebnisrechnung, 
2. der Finanzrechnung, 
3. den Teilrechnungen und 
4. der Bilanz. 

 
Der Jahresabschluss ist um einen 
Anhang zu erweitern, der mit den 
Bestandteilen des Jahresab-
schlusses nach Satz 1 eine Einheit 
bildet. Darüber hinaus hat die Ge-
meinde einen Lagebericht aufzu-
stellen.“ 
 

  

c) Der bisherige Absatz 2 wird Ab-
satz 3 und Satz 1 wird wie folgt ge-
ändert: 
 
aa) Im Textteil vor Nummer 1 wird 

das Wort „Lageberichtes“ 
durch das Wort „Anhangs“ er-
setzt. 

 
bb) Nummer 3 wird wie folgt ge-

fasst: 
 

„3. die Mitgliedschaft in Auf-
sichtsräten und anderen 
Kontrollgremien im Sinne 
des § 125 Absatz 1 
Satz 5 des Aktiengeset-
zes vom 6. Septem-
ber 1965 (BGBl. I 
S. 1089), das zuletzt 
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durch Artikel 9 des Ge-
setzes vom 17. Juli 2017 
(BGBl. I S. 2446) geän-
dert worden ist,“ 

 
d) Nach dem neuen Absatz 3 wird fol-

gender Absatz 4 eingefügt: 
 

„(4) Dem Anhang sind als Anlagen 
beizufügen 
 
1. ein Anlagenspiegel, 
2. ein Forderungsspiegel, 
3. ein Eigenkapitalspiegel, 
4. ein Verbindlichkeitenspiegel 

und 
5. eine Übersicht über die in das 

folgende Jahr übertragenen 
Haushaltsermächtigungen.“ 

 

  

e) Der bisherige Absatz 3 wird Ab-
satz 5 und in Satz 1 werden nach 
dem Wort „Jahresabschlusses“ die 
Wörter „und des Lageberichtes“ 
eingefügt. 
 

  

17. Nach § 96 Absatz 1 Satz 2 wird folgen-
der Satz eingefügt: 

 
„Soweit in den Jahresabschlüssen der 
letzten drei vorhergehenden Haushalts-
jahre aufgrund entstandener Fehlbe-
träge der Ergebnisrechnung die allge-
meine Rücklage reduziert wurde, ist ein 
Jahresüberschuss insoweit zunächst 
der allgemeinen Rücklage zuzuführen.“ 

 

 17. unverändert 

18. § 101 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 101 
Örtliche Rechnungsprüfung 

 
(1) Kreisfreie Städte und Große kreisan-
gehörige Städte haben eine örtliche 
Rechnungsprüfung einzurichten. Mitt-
lere kreisangehörige Städte haben eine 
örtliche Rechnungsprüfung einzurichten 
oder können sich zur Erfüllung einer an-
deren örtlichen Rechnungsprüfung be-
dienen. Gemeinden ohne örtliche Rech-
nungsprüfung können einen geeigneten 
Bediensteten als Rechnungsprüferin o-
der als Rechnungsprüfer bestellen oder 

 18. unverändert 
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sich eines anderen kommunalen Rech-
nungsprüfers oder eines Wirtschafts-
prüfers oder einer Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft bedienen. Die Vorschriften 
des Gesetzes über kommunale Ge-
meinschaftsarbeit gelten entsprechend. 
Für den Rechnungsprüfer gelten Ab-
sätze 2, 5 und 6 sowie §§ 102 bis 104, 
für den Wirtschaftsprüfer und die Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft Absätze 2 
und 6 sowie §§ 102 bis 104 mit Aus-
nahme von § 104 Absatz 2 Satz 1 ent-
sprechend. 
 
(2) Die örtliche Rechnungsprüfung ist 
bei der Erfüllung der ihr zugewiesenen 
Prüfungsaufgaben unabhängig und an 
Weisungen nicht gebunden. Im Übrigen 
ist die örtliche Rechnungsprüfung dem 
Rat unmittelbar verantwortlich und in ih-
rer sachlichen Tätigkeit ihm unmittelbar 
unterstellt. 
 
(3) Die Leiterin oder der Leiter der örtli-
chen Rechnungsprüfung muss haupt-
amtlich bei der Gemeinde bedienstet 
sein. Sie oder er muss die für das Amt 
erforderliche Vorbildung, Erfahrung und 
Eignung besitzen. 
 
(4) Der Rat bestellt die Leitung der örtli-
chen Rechnungsprüfung sowie die Prü-
fer und beruft sie ab. Die Leitung und die 
Prüfer können nicht Mitglieder des Ra-
tes sein und dürfen eine andere Stellung 
in der Gemeinde nur innehaben, wenn 
dies mit ihren Prüfungsaufgaben verein-
bar ist. 
 
(5) Die Leitung der örtlichen Rech-
nungsprüfung kann nur durch Be-
schluss des Gemeinderats und nur 
dann abberufen werden, wenn die ord-
nungsgemäße Erfüllung der Aufgaben 
nicht mehr gewährleistet ist. Der Be-
schluss muss mit einer Mehrheit von 
zwei Dritteln der Stimmen aller Mitglie-
der des Gemeinderates gefasst werden 
und ist der Aufsichtsbehörde anzuzei-
gen. 
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(6) Die Leitung und die Prüfer der örtli-
chen Rechnungsprüfung dürfen zum 
Bürgermeister, zu einem Beigeordne-
ten, einem Stellvertreter des Bürger-
meisters, zum Kämmerer und zu ande-
ren Bediensteten der Finanzbuchhal-
tung nicht in einem die Befangenheit be-
gründenden Verhältnis nach § 31 Ab-
satz 1 und 2 stehen. Sofern von der 
Möglichkeit des § 102 Absatz 2 und 10, 
des § 103 Absatz 2 Satz 2 oder des 
§ 103 Absatz 5 Gebrauch gemacht wird, 
erstreckt sich Satz 1 auch auf die jewei-
ligen Leitungen sowie auf die Bediens-
teten der Finanzbuchhaltung der dort 
genannten Sondervermögen, Eigenbe-
triebe oder Einrichtungen. Sie dürfen 
eine andere Stellung in der Gemeinde 
nur innehaben, wenn dies mit der Unab-
hängigkeit und den Aufgaben der Rech-
nungsprüfung vereinbar ist. Sie dürfen 
Zahlungen für die Gemeinde weder an-
ordnen noch ausführen.“ 

 
19. § 102 wird wie folgt gefasst: 

 
„§ 102 

Örtliche Prüfung des Jahresab-
schlusses und des Gesamtabschlus-

ses 
 
(1) Der Jahresabschluss und der Lage-
bericht sind, vor Feststellung durch den 
Rat, durch die örtliche Rechnungsprü-
fung zu prüfen (Jahresabschlussprü-
fung). Hat keine Prüfung stattgefunden, 
so kann der Jahresabschluss nicht fest-
gestellt werden. Wird der Jahresab-
schluss oder der Lagebericht nach Vor-
lage des Prüfberichtes geändert, so sind 
diese Unterlagen erneut zu prüfen, so-
weit es die Änderung erfordert. Über 
das Ergebnis der Prüfung ist zu berich-
ten, der Bestätigungsvermerk ist ent-
sprechend zu ergänzen. 
 
(2) Die Gemeinde kann mit der Durch-
führung der Jahresabschlussprüfung ei-
nen Wirtschaftsprüfer, eine Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft oder die Gemein-
deprüfungsanstalt nach vorheriger Be-
schlussfassung durch den Rechnungs-
prüfungsausschuss beauftragen. 

 19. § 102 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 102 
Örtliche Prüfung des Jahresab-

schlusses und des Gesamtabschlus-
ses 

 
(1) Der Jahresabschluss und der Lage-
bericht sind, vor Feststellung durch den 
Rat, durch die örtliche Rechnungsprü-
fung zu prüfen (Jahresabschlussprü-
fung). Hat keine Prüfung stattgefunden, 
so kann der Jahresabschluss nicht fest-
gestellt werden. Wird der Jahresab-
schluss oder der Lagebericht nach Vor-
lage des Prüfberichtes geändert, so sind 
diese Unterlagen erneut zu prüfen, so-
weit es die Änderung erfordert. Über 
das Ergebnis der Prüfung ist zu berich-
ten, der Bestätigungsvermerk ist ent-
sprechend zu ergänzen. 
 
(2) Die Gemeinde kann mit der Durch-
führung der Jahresabschlussprüfung ei-
nen Wirtschaftsprüfer, eine Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft oder die Gemein-
deprüfungsanstalt nach vorheriger Be-
schlussfassung durch den Rechnungs-
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(3) In die Prüfung des Jahresabschlus-
ses ist die Buchführung einzubeziehen. 
Die Prüfung des Jahresabschlusses hat 
sich darauf zu erstrecken, ob die ge-
setzlichen Vorschriften und sie ergän-
zenden ortsrechtlichen Bestimmungen 
oder sonstigen Satzungen beachtet 
worden sind. Die Prüfung ist so anzule-
gen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße 
gegen die in Satz 2 aufgeführten Best-
immungen, die sich auf die Darstellung 
des sich nach § 95 Absatz 1 Satz 4 er-
gebenden Bildes der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage der Gemeinde 
wesentlich auswirken, bei gewissenhaf-
ter Berufsausübung erkannt werden. 
 
(4) In die Prüfung des Jahresabschlus-
ses sind die Entscheidungen und Ver-
waltungsvorgänge aus delegierten Auf-
gaben auch dann einzubeziehen, wenn 
die Zahlungsvorgänge selbst durch den 
Träger der Aufgabe vorgenommen wer-
den und insgesamt finanziell von erheb-
licher Bedeutung sind. 
 
(5) Der Lagebericht ist darauf zu prüfen, 
ob er mit dem Jahresabschluss sowie 
mit den bei der Prüfung gewonnenen 
Erkenntnissen in Einklang steht und ob 
er insgesamt ein zutreffendes Bild von 
der Lage der Gemeinde vermittelt. Da-
bei ist auch zu prüfen, ob die Chancen 
und Risiken der künftigen Entwicklung 
zutreffend dargestellt sind. Die Prüfung 
des Lageberichts hat sich auch darauf 
zu erstrecken, ob die gesetzlichen Vor-
schriften zu seiner Aufstellung beachtet 
worden sind. 
 
(6) Die Bürgermeisterin oder der Bür-
germeister haben dafür Sorge zu tra-
gen, dass den mit der Jahresabschluss-
prüfung Beauftragten die Entwürfe des 
Jahresabschlusses und des Lagebe-

prüfungsausschuss beauftragen. Ge-
meinden ohne eigene Rechnungsprü-
fung können sich zudem für die Durch-
führung der Jahresabschlussprüfung ei-
ner anderen örtlichen Rechnungsprü-
fung bedienen. 
 
(3) In die Prüfung des Jahresabschlus-
ses ist die Buchführung einzubeziehen. 
Die Prüfung des Jahresabschlusses hat 
sich darauf zu erstrecken, ob die ge-
setzlichen Vorschriften und sie ergän-
zenden ortsrechtlichen Bestimmungen 
oder sonstigen Satzungen beachtet 
worden sind. Die Prüfung ist so anzule-
gen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße 
gegen die in Satz 2 aufgeführten Best-
immungen, die sich auf die Darstellung 
des sich nach § 95 Absatz 1 Satz 4 er-
gebenden Bildes der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage der Gemeinde 
wesentlich auswirken, bei gewissenhaf-
ter Berufsausübung erkannt werden. 
 
(4) In die Prüfung des Jahresabschlus-
ses sind die Entscheidungen und Ver-
waltungsvorgänge aus delegierten Auf-
gaben auch dann einzubeziehen, wenn 
die Zahlungsvorgänge selbst durch den 
Träger der Aufgabe vorgenommen wer-
den und insgesamt finanziell von erheb-
licher Bedeutung sind. 
 
(5) Der Lagebericht ist darauf zu prüfen, 
ob er mit dem Jahresabschluss sowie 
mit den bei der Prüfung gewonnenen 
Erkenntnissen in Einklang steht und ob 
er insgesamt ein zutreffendes Bild von 
der Lage der Gemeinde vermittelt. Da-
bei ist auch zu prüfen, ob die Chancen 
und Risiken der künftigen Entwicklung 
zutreffend dargestellt sind. Die Prüfung 
des Lageberichts hat sich auch darauf 
zu erstrecken, ob die gesetzlichen Vor-
schriften zu seiner Aufstellung beachtet 
worden sind. 
 
(6) Die Bürgermeisterin oder der Bür-
germeister haben dafür Sorge zu tra-
gen, dass den mit der Jahresabschluss-
prüfung Beauftragten die Entwürfe des 
Jahresabschlusses und des Lagebe-
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richtes unverzüglich nach der Bestäti-
gung vorgelegt werden. Sie haben den 
Beauftragten zu gestatten, die Bücher 
und Schriften der Gemeinde sowie die 
Vermögensgegenstände und Schulden 
zu prüfen. 
 
(7) Die mit der Jahresabschlussprüfung 
Beauftragten können von der Bürger-
meisterin oder dem Bürgermeister alle 
Aufklärungen und Nachweise verlan-
gen, die für eine sorgfältige Prüfung not-
wendig sind. Soweit es die Vorbereitung 
der Jahresabschlussprüfung erfordert, 
haben die mit der Jahresabschlussprü-
fung Beauftragten die Rechte auch 
schon vor Aufstellung des Jahresab-
schlusses. Soweit es für eine sorgfältige 
Prüfung erforderlich ist, haben die mit 
der Jahresabschlussprüfung Beauftrag-
ten die Rechte auch gegenüber Mutter- 
und Tochterunternehmen. 
 
(8) Die mit der Jahresabschlussprüfung 
Beauftragten haben über Art und Um-
fang sowie über das Ergebnis der Prü-
fung zu berichten. §§ 321 und 322 des 
Handelsgesetzbuches in der im Bun-
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum-
mer 4100-1, veröffentlichten bereinigten 
Fassung, das zuletzt durch Artikel 11 
Absatz 28 des Gesetzes vom 
18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2745) geändert 
worden ist, gelten entsprechend.  
 
(9) Die mit der Jahresabschlussprüfung 
Beauftragten dürfen an der Führung der 
Bücher und an der Aufstellung des Jah-
resabschlusses und des Lageberichtes 
nicht mitgewirkt haben. 
 
(10) Für die Prüfung der Jahresab-
schlüsse der in § 97 Absatz 1 Num-
mer 1, 2 und 4 benannten Sonderver-
mögen finden die Absätze 1 bis 9 ent-
sprechende Anwendung, § 101 Ab-
satz 6 ist zu beachten. 
 
(11) Sofern ein Gesamtabschluss und 
ein Gesamtlagebericht aufgestellt wer-
den, finden die Absätze 1 bis 9 entspre-
chende Anwendung.“ 
 

richtes unverzüglich nach der Bestäti-
gung vorgelegt werden. Sie haben den 
Beauftragten zu gestatten, die Bücher 
und Schriften der Gemeinde sowie die 
Vermögensgegenstände und Schulden 
zu prüfen. 
 
(7) Die mit der Jahresabschlussprüfung 
Beauftragten können von der Bürger-
meisterin oder dem Bürgermeister alle 
Aufklärungen und Nachweise verlan-
gen, die für eine sorgfältige Prüfung not-
wendig sind. Soweit es die Vorbereitung 
der Jahresabschlussprüfung erfordert, 
haben die mit der Jahresabschlussprü-
fung Beauftragten die Rechte auch 
schon vor Aufstellung des Jahresab-
schlusses. Soweit es für eine sorgfältige 
Prüfung erforderlich ist, haben die mit 
der Jahresabschlussprüfung Beauftrag-
ten die Rechte auch gegenüber Mutter- 
und Tochterunternehmen. 
 
(8) Die mit der Jahresabschlussprüfung 
Beauftragten haben über Art und Um-
fang sowie über das Ergebnis der Prü-
fung zu berichten. §§ 321 und 322 des 
Handelsgesetzbuches in der im Bun-
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum-
mer 4100-1, veröffentlichten bereinigten 
Fassung, das zuletzt durch Artikel 11 
Absatz 28 des Gesetzes vom 
18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2745) geändert 
worden ist, gelten entsprechend.  
 
(9) Die mit der Jahresabschlussprüfung 
Beauftragten dürfen an der Führung der 
Bücher und an der Aufstellung des Jah-
resabschlusses und des Lageberichtes 
nicht mitgewirkt haben. 
 
(10) Für die Prüfung der Jahresab-
schlüsse der in § 97 Absatz 1 Num-
mer 1, 2 und 4 benannten Sonderver-
mögen finden die Absätze 1 bis 9 ent-
sprechende Anwendung, § 101 Ab-
satz 6 ist zu beachten. 
 
(11) Sofern ein Gesamtabschluss und 
ein Gesamtlagebericht aufgestellt wer-
den, finden die Absätze 1 bis 9 entspre-
chende Anwendung.“ 
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20. § 103 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 103 
Örtliche Prüfung der Eigenbetriebe 

 
 

(1) Zur Vorbereitung der Beschlussfas-
sung des Rates über den Jahresab-
schluss und den Lagebericht ist der Jah-
resabschluss und der Lagebericht zu 
prüfen (Jahresabschlussprüfung). 
 
(2) Die Betriebsleitung kann mit der 
Durchführung der Jahresabschlussprü-
fung einen Wirtschaftsprüfer, eine Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft oder die Ge-
meindeprüfungsanstalt nach vorheriger 
Beschlussfassung durch den Betriebs-
ausschuss beauftragen. Wird die Buch-
führung des Eigenbetriebs nach den für 
Gemeinden geltenden Vorschriften ge-
führt, so kann abweichend dazu auch die 
örtliche Rechnungsprüfung mit der Prü-
fung nach Absatz 1 beauftragt werden. 
 
(3) Für die Prüfung nach Absatz 1 gilt 
§ 102 entsprechend. Im Rahmen der 
Jahresabschlussprüfung ist in entspre-
chender Anwendung des § 53 Absatz 1 
Nummer 1 und 2 des Haushaltsgrundsät-
zegesetzes vom 19. August 1969 (BGBl. 
I S. 1273), das zuletzt durch Artikel 10 
des Gesetzes vom 14. August 2017 
(BGBl. I S. 3122) geändert worden ist, 
ferner die Ordnungsmäßigkeit der Ge-
schäftsführung zu prüfen und über die 
wirtschaftlich bedeutsamen Sachver-
halte zu berichten. Die Kosten der Jah-
resabschlussprüfung trägt der Betrieb. 
 
(4) In dem Bericht über die Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Lageberich-
tes ist ferner darauf einzugehen, ob das 
von der Gemeinde zur Verfügung ge-
stellte Eigenkapital angemessen verzinst 
wird. 
(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten entspre-
chend für Einrichtungen, die gemäß 
§ 107 Absatz 2 entsprechend den Vor-
schriften über das Rechnungswesen der 
Eigenbetriebe geführt werden, § 101 Ab-
satz 6 ist zu beachten.“ 
 

 20. unverändert 
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21. § 104 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 104 
Weitere Aufgaben der örtlichen 

Rechnungsprüfung 
 
(1) Weitere Aufgaben der örtlichen 
Rechnungsprüfung sind: 
 
1. die laufende Prüfung der Vorgänge 

in der Finanzbuchhaltung zur Vor-
bereitung der Prüfung des Jahres-
abschlusses, 

 
2. die dauernde Überwachung der 

Zahlungsabwicklung der Gemeinde 
und ihrer Sondervermögen sowie 
die Vornahme der Prüfungen, 

 
3. bei Durchführung der Finanzbuch-

haltung mit Hilfe automatisierter 
Datenverarbeitung (DV-Buchfüh-
rung) der Gemeinde und ihrer Son-
dervermögen die Prüfung der Pro-
gramme vor ihrer Anwendung, 

 
4. die Prüfung der Finanzvorfälle ge-

mäß § 100 Absatz 4 der Landes-
haushaltsordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 26. Ap-
ril 1999 (GV. NRW. S. 158) in der 
jeweils geltenden Fassung, 

5. die Prüfung von Vergaben und 
 
6. die Wirksamkeit interner Kontrollen 

im Rahmen des internen Kontroll-
systems. 

 
(2) Die örtliche Rechnungsprüfung kann 
ferner folgende Aufgaben wahrnehmen: 
 
1. die Prüfung der Zweckmäßigkeit 

und der Wirtschaftlichkeit der Ver-
waltung, 

 
2. die Prüfung der Wirtschaftsführung 

und des Rechnungswesens der Ei-
genbetriebe und anderer Einrich-
tungen der Gemeinde nach § 107 
Absatz 2, 

 

 21. unverändert 
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3. die Prüfung der Betätigung der Ge-
meinde als Gesellschafterin, Aktio-
närin oder Mitglied in Gesellschaf-
ten und anderen Vereinigungen 
des privaten Rechts oder in der 
Rechtsform der Anstalt des öffentli-
chen Rechts gemäß § 114a sowie 
die Buch- und Betriebsprüfung, die 
sich die Gemeinde bei einer Beteili-
gung, bei der Hingabe eines Darle-
hens oder sonst vorbehalten hat. 

 
(3) Der Rat kann der örtlichen Rech-
nungsprüfung weitere Aufgaben über-
tragen. 
 
(4) Der Bürgermeister kann innerhalb 
seines Amtsbereichs unter Mitteilung an 
den Rechnungsprüfungsausschuss der 
örtlichen Rechnungsprüfung Aufträge 
zur Prüfung erteilen. 
 
(5) Der Prüfer kann für die Durchführung 
seiner Prüfung nach den Absätzen 1 
bis 4 Aufklärung und Nachweise verlan-
gen, die für eine sorgfältige Prüfung not-
wendig sind. Der Prüfer hat die Rechte 
nach Satz 1 auch gegenüber den Ab-
schlussprüfern der verselbstständigten 
Aufgabenbereiche. 
 
(6) Die örtliche Rechnungsprüfung kann 
sich mit Zustimmung des Rechnungs-
prüfungsausschusses Dritter als Prüfer 
bedienen. 
 
(7) Ein Dritter darf nicht Prüfer sein, 
 
1. wenn er Mitglied des Rates, Ange-

höriger des Bürgermeisters, des 
Kämmerers oder des Verantwortli-
chen für die Zahlungsabwicklung o-
der seines Stellvertreters ist, 

 
2. wenn er Beschäftigter der ver-

selbstständigten Aufgabenbereiche 
der Gemeinde ist, die in öffentlich-
rechtlicher oder privatrechtlicher 
Form geführt werden, oder diesen 
in den letzten drei Jahren vor der 
Bestellung als Prüfer angehört hat, 
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3. wenn er in den letzten fünf Jahren 
mehr als 30 Prozent der Gesamt-
einnahmen aus seiner beruflichen 
Tätigkeit aus der Prüfung und Bera-
tung der zu prüfenden Gemeinde 
und der verselbstständigten Aufga-
benbereiche der Gemeinde, die in 
öffentlich-rechtlicher oder in privat-
rechtlicher Form geführt werden, 
bezogen hat und dies auch im lau-
fenden Jahr zu erwarten ist; ver-
selbstständigte Aufgabenbereiche 
der Gemeinde in privatrechtlicher 
Form müssen nur einbezogen wer-
den, wenn die Gemeinde mehr als 
20 Prozent der Anteile daran be-
sitzt. 

 
§ 102 Absatz 9 gilt entsprechend.“ 
 

22. § 105 wird wie folgt geändert: 
 
a) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

 
„(3) Die überörtliche Prüfung er-
streckt sich darauf, ob 
 
1. bei der Haushaltswirtschaft der 

Gemeinden sowie ihrer Son-
dervermögen die Gesetze und 
die zur Erfüllung von Aufgaben 
ergangenen Weisungen (§ 3 
Absatz 2) eingehalten worden 
sind und  

 
2. die zweckgebundenen Staats-

zuweisungen bestimmungsge-
mäß verwendet worden sind. 
 

Die überörtliche Prüfung stellt zu-
dem fest, ob die Gemeinde sachge-
recht und wirtschaftlich verwaltet 
wird. Dies kann auch auf verglei-
chender Grundlage geschehen. 
Bei der Prüfung sind vorhandene 
Ergebnisse der Prüfung des Jah-
resabschlusses und des Lagebe-
richtes, des Gesamtabschlusses 
und des Gesamtlageberichtes, der 
Jahresabschlüsse der Eigenbe-
triebe, Sonder- und Treuhandver-
mögen sowie, wenn eine Befreiung 

 22. unverändert 
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für die Erstellung eines Gesamtab-
schlusses und eines Gesamtlage-
berichtes vorliegen, der Beteili-
gungsbericht und Ergebnisse der 
örtlichen Rechnungsprüfung aus 
der Aufgabenwahrnehmung nach 
§ 103 zu berücksichtigen.“ 

 
b) Nach Absatz 3 wird folgender Ab-

satz 4 eingefügt: 
 

„(4) Die überörtliche Prüfung soll in 
jeder Gemeinde alle fünf Jahre un-
ter Einbeziehung sämtlicher vorlie-
gender Jahresabschlüsse und La-
geberichte, Gesamtabschlüsse 
und Gesamtlageberichte, Beteili-
gungsberichte sowie Jahresab-
schlüssen der Sondervermögen, 
Treuhandvermögen, Unternehmen 
und Beteiligungen stattfinden.“ 

 
c) Der bisherige Absatz 4 wird Ab-

satz 5 und das Wort „Prüfberichts“ 
wird durch das Wort „Prüfungsbe-
richts“ ersetzt.  

 
d) Der bisherige Absatz 5 wird Ab-

satz 6 und wie folgt geändert: 
 
aa) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 
 
 „Die Bürgermeisterin oder der 

Bürgermeister hat zu den 
Feststellungen und Empfeh-
lungen, die im Prüfungsbe-
richt gegenständlich sind, 
Stellung zu nehmen.“ 

 
bb) Folgender Satz wird ange-

fügt: 
 
 „Der Rechnungsprüfungs-

ausschuss unterrichtet den 
Rat über das Ergebnis seiner 
Beratungen.“ 

 
e) Der bisherige Absatz 6 wird Ab-

satz 7 und wie folgt gefasst: 
 

„(7) Der Rat beschließt über die ge-
genüber der Gemeindeprüfungsan-
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stalt und der Aufsichtsbehörde ab-
zugebende Stellungnahme in Be-
zug auf die im Prüfungsbericht ent-
haltenen Feststellungen und Emp-
fehlungen in öffentlicher Sitzung in-
nerhalb einer dafür bestimmten 
Frist, das Ergebnis aus der Vorbe-
ratung im Rechnungsprüfungsaus-
schuss kann einbezogen werden.“ 
 

f) Der bisherige Absatz 7 wird Ab-
satz 8 und wie folgt gefasst: 

 
„(8) Die Gemeindeprüfungsanstalt 
soll Gemeinden, Körperschaften, 
Anstalten, Stiftungen, Verbände 
und Einrichtungen des öffentlichen 
Rechts auf Antrag in Fragen 
 
1. der Organisation und Wirt-

schaftlichkeit der Verwaltung, 
 
2. der Rechnungslegung und der 

Rechnungsprüfung und 
 
3. solchen, die mit der Ausschrei-

bung, Vergabe und Abrech-
nung von baulichen Maßnah-
men zusammenhängen,  

 
beraten. Sonstige im öffentlichen 
Interesse tätige juristische Perso-
nen kann sie in diesen Fragen auf 
Antrag beraten.“ 

 
g) Der bisherige Absatz 8 wird Ab-

satz 9 und wie folgt gefasst: 
 

„(9) Werden Prüfungsaufgaben 
nach § 92 Absatz 3 oder nach 
§ 102 Absatz 1, § 103 Absatz 1 
durch die Gemeindeprüfungsan-
stalt bei den Gemeinden durchge-
führt, dürfen die mit diesen Aufga-
ben befassten Prüfer nicht gleich-
zeitig in diesen Gemeinden die 
überörtliche Prüfung nach Absatz 3 
oder Beratungstätigkeiten nach Ab-
satz 8 wahrnehmen. Die Gemein-
deprüfungsanstalt hat insofern ein 
geeignetes Rotationsverfahren zur 
Anwendung zu bringen.“  

 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/4519 

 
 

24 

23. § 106 wird aufgehoben. 
 

  

  23a.  - neu -  
§ 108 wird wie folgt geändert: 
 
In Absatz 1 Satz 1 Nummer 8 werden 
die Wörter „ebenso oder in entspre-
chender Anwendung der für Eigen-
betriebe geltenden Vorschriften“ ge-
strichen. 
 

24. In § 108b Absatz 2 Satz 1 wird das Wort 
„schriftlich“ gestrichen. 

 

 24. unverändert 

25. § 115 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 
a) In Satz 1 wird das Wort „, schriftlich“ 

gestrichen. 
 
b) In Satz 3 werden die Wörter „oder 

verlängern“ durch die Wörter „, ver-
längern oder ergänzende Unterla-
gen verlangen“ ersetzt. 
 

 

 25. unverändert 

26. § 116 wird wie folgt geändert: 
 
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

„(1) Die Gemeinde hat in jedem 
Haushaltsjahr für den Abschluss-
stichtag 31. Dezember einen Ge-
samtabschluss aufzustellen. § 95 
Absatz 1 gilt entsprechend.“ 

 
b) Nach Absatz 1 wird folgender Ab-

satz 2 eingefügt: 
 

„(2) Der Gesamtabschluss besteht 
aus 
 
1. der Gesamtergebnisrech-

nung, 
2. der Gesamtbilanz, 
3. dem Gesamtanhang, 
4. der Kapitalflussrechnung und 
5. dem Eigenkapitalspiegel. 
 
Darüber hinaus hat die Gemeinde 
einen Gesamtlagebericht aufzu-
stellen.“ 

 

 26. unverändert 
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c) Der bisherige Absatz 2 wird Ab-
satz 3 und wie folgt gefasst: 

 
„(3) Zum Zwecke der Aufstellung 
des Gesamtabschlusses sind die 
Jahresabschlüsse aller verselb-
ständigten Aufgabenbereiche in öf-
fentlich-rechtlicher oder privat-
rechtlicher Form mit dem Jahresab-
schluss der Gemeinde zu konsoli-
dieren, sofern im Gesetz oder 
durch Rechtsverordnung nicht an-
deres bestimmt ist. Für mittelbare 
Beteiligungen gilt § 290 Absatz 3 
des Handelsgesetzbuches ent-
sprechend.“ 

 
d) Der bisherige Absatz 3 wird durch 

folgende Absätze 4 bis 6 ersetzt: 
 
„(4) Auf den Gesamtabschluss 
sind, soweit seine Eigenart keine 
Abweichung bedingt oder im Ge-
setz oder durch Rechtsverordnung 
nichts anderes bestimmt ist, die 
Vorschriften über den gemeindli-
chen Jahresabschluss entspre-
chend anzuwenden. 
 
(5) Hat sich die Zusammensetzung 
der in den Gesamtabschluss einbe-
zogenen verselbständigten Aufga-
benbereiche gemäß Absatz 3 im 
Laufe des Haushaltsjahres wesent-
lich geändert, so sind in den Ge-
samtabschluss Angaben aufzuneh-
men, die es ermöglichen, die aufei-
nanderfolgenden Gesamtab-
schlüsse sinnvoll zu vergleichen. 
 
(6) Die in den Gesamtabschluss 
einzubeziehenden verselbständig-
ten Aufgabenbereiche nach Absatz 
3 haben der Gemeinde ihre Jahres-
abschlüsse, Lageberichte, und 
wenn eine Abschlussprüfung statt-
gefunden hat, die Prüfungsberichte 
sowie, wenn ein Zwischenab-
schluss aufzustellen ist, einen auf 
den Stichtag des Gesamtabschlus-
ses aufgestellten Abschluss unver-
züglich einzureichen. Die Ge-
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meinde kann von jedem verselb-
ständigten Aufgabenbereich nach 
Absatz 3 alle Aufklärungen und 
Nachweise verlangen, welche die 
Aufstellung des Gesamtabschlus-
ses und des Gesamtlageberichtes 
erfordert.“ 

 
e) Der bisherige Absatz 4 wird Ab-

satz 7 und wie folgt geändert: 
 

aa) Im Textteil vor Nummer 1 wird 
das Wort „Gesamtlageberich-
tes“ durch das Wort „Gesamt-
anhangs“ ersetzt. 

 
bb) Nummer 3 wird wie folgt ge-

fasst: 
 

 „3. die Mitgliedschaften in 
Aufsichtsräten und ande-
ren Kontrollgremien im 
Sinne des § 125 Ab-
satz 1 Satz 5 des Aktien-
gesetzes,“. 

 
f) Der bisherige Absatz 5 wird Ab-

satz 8 und wie folgt gefasst: 
 

„(8) Der Gesamtabschluss und der 
Gesamtlagebericht sind innerhalb 
der ersten neun Monate nach dem 
Abschlussstichtag aufzustellen, 
§ 95 Absatz 5 findet für deren Auf-
stellung entsprechende Anwen-
dung.“ 
 

g) Der bisherige Absatz 6 wird Ab-
satz 9 und wie folgt gefasst: 

 
„(9) Für die Prüfung des Gesamtab-
schlusses und des Gesamtlagebe-
richtes gilt § 59 Absatz 3 entspre-
chend. Der Rat bestätigt den ge-
prüften Gesamtabschluss durch 
Beschluss, § 96 Absatz 1 Sätze 1, 
4 und 7 und Absatz 2 finden ent-
sprechende Anwendung.“ 

 
h) Der bisherige Absatz 7 wird aufge-

hoben. 
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27. Nach § 116 wird folgender § 116a ein-
gefügt: 

 
„§ 116a 

Größenabhängige Befreiungen 
 
(1) Eine Gemeinde ist von der Pflicht, ei-
nen Gesamtabschluss und einen Ge-
samtlagebericht aufzustellen, befreit, 
wenn am Abschlussstichtag ihres Jah-
resabschlusses und am vorhergehen-
den Abschlussstichtag jeweils mindes-
tens zwei der nachstehenden Merkmale 
zutreffen: 
 
1. die Bilanzsummen in den Bilanzen 

der Gemeinde und der einzubezie-
henden verselbständigten Aufga-
benbereiche nach § 116 Absatz 3 
übersteigen insgesamt nicht mehr 
als 1 500 000 000 Euro, 

 
2. die der Gemeinde zuzurechnenden 

Erträge aller vollkonsolidierungs-
pflichtigen verselbständigten Auf-
gabenbereiche nach § 116 Absatz 
3 machen weniger als 50 Prozent 
der ordentlichen Erträge der Ergeb-
nisrechnung der Gemeinde aus, 

 
3. die der Gemeinde zuzurechnenden 

Bilanzsummen aller vollkonsolidie-
rungspflichtigen verselbständigten 
Aufgabenbereiche nach § 116 Ab-
satz 3 machen insgesamt weniger 
als 50 Prozent der Bilanzsumme 
der Gemeinde aus. 

 
(2) Über das Vorliegen der Vorausset-
zungen für die Befreiung von der Pflicht 
zur Aufstellung eines Gesamtabschlus-
ses entscheidet der Rat für jedes Haus-
haltsjahr bis zum 30. September des auf 
das Haushaltsjahr folgenden Jahres. 
Das Vorliegen der Voraussetzungen 
nach Absatz 1 ist gegenüber dem Rat 
anhand geeigneter Unterlagen nachzu-
weisen. Die Entscheidung des Rates ist 
der Aufsichtsbehörde jährlich mit der 
Anzeige des durch den Rat festgestell-
ten Jahresabschlusses der Gemeinde 
vorzulegen.  
 

 27. unverändert 
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(3) Sofern eine Gemeinde von der grö-
ßenabhängigen Befreiung im Zusam-
menhang mit der Erstellung eines Ge-
samtabschlusses Gebrauch macht, ist 
ein Beteiligungsbericht gemäß § 117 zu 
erstellen.“ 
 

28. Nach § 116a wird folgender § 116b ein-
gefügt: 

 
„§ 116b 

Verzicht auf die Einbeziehung 
 
In den Gesamtabschluss und den Ge-
samtlagebericht müssen verselbststän-
digte Aufgabenbereiche nach § 116 Ab-
satz 3 nicht einbezogen werden, wenn 
sie für die Verpflichtung, ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechen-
des Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage der Gemeinde zu vermit-
teln, von untergeordneter Bedeutung 
sind. Die Anwendung des Satzes 1 ist 
im Gesamtanhang anzugeben und zu 
begründen. Aufgabenträger mit dem 
Zweck der unmittelbaren oder mittelba-
ren Trägerschaft an Sparkassen sind 
nicht im Gesamtabschluss zu konsoli-
dieren.“ 
 

 28. unverändert 

29. § 117 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 117 
Beteiligungsbericht 

 
(1) In den Fällen, in denen eine Ge-
meinde von der Aufstellung eines Ge-
samtabschlusses unter den Vorausset-
zungen des § 116a befreit ist, ist in dem 
Jahr ein Beteiligungsbericht zu erstel-
len. Für die Erstellung des Beteiligungs-
berichtes gilt § 116 Absatz 6 Satz 2 ent-
sprechend. Über den Beteiligungsbe-
richt ist ein gesonderter Beschluss des 
Rates in öffentlicher Sitzung herbeizu-
führen. 
 
(2) Der Beteiligungsbericht hat folgende 
Informationen zu sämtlichen verselb-
ständigten Aufgabenbereichen in öffent-
lich-rechtlicher und privatrechtlicher 

 29. unverändert 
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Form zu enthalten, sofern in diesem Ge-
setz oder in einer Rechtsverordnung 
nichts anderes bestimmt wird:   

 
1. die Beteiligungsverhältnisse,  
 
2. die Jahresergebnisse der verselb-

ständigten Aufgabenbereiche, 
 
3. eine Übersicht über den Stand der 

Verbindlichkeiten und die Entwick-
lung des Eigenkapitals jedes ver-
selbständigten Aufgabenbereiches 
sowie  

 
4. eine Darstellung der wesentlichen 

Finanz- und Leistungsbeziehungen 
der Beteiligungen untereinander 
und mit der Gemeinde.“ 

 
30. § 118 wird aufgehoben. 

 
 30. unverändert 

31. § 133 Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
 
 
„(3) Das für Kommunales zuständige 
Ministerium gibt, soweit es für die Ver-
gleichbarkeit der Haushalte erforderlich 
ist, durch Verwaltungsvorschrift Muster 
insbesondere für 

 
1. die Haushaltssatzung und ihre Be-

kanntmachung, 
 
2. die Beschreibung und Gliederung 

der Produktbereiche und Produkt-
gruppen sowie die Gestaltung des 
Haushaltsplanes und des Finanz-
planes, 

 
3. die Form des Haushaltsplanes und 

seiner Anlagen und des Finanzpla-
nes, 

 
4. die Form der Anlagenübersicht, der 

Forderungsübersicht, der Eigenka-
pitalübersicht und der Verbindlich-
keitenübersicht, 

 
 
 
 

 31. unverändert 
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5. die Zahlungsanordnungen, Buch-
führung, den Kontenrahmen, den 
Jahresabschluss und den Gesamt-
abschluss und ihren jeweiligen An-
lagen und 

 
6. den Beteiligungsbericht  

 
im Ministerialblatt für das Land Nord-
rhein-Westfalen bekannt. Die Gemein-
den sind verpflichtet, diese Muster zu 
verwenden. Die Bekanntgabe von Mus-
tern nach Satz 1 Nummer 2 und 3 erfolgt 
im Benehmen mit dem für Finanzen zu-
ständigen Ministerium.“ 

 
 

Artikel 2 
Änderung der Kreisordnung für das 

Land Nordrhein-Westfalen 
 
Die Kreisordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 646), 
die zuletzt durch [einsetzen: Ausfertigungs-
datum und Fundstelle] geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

 

 Artikel 2 
Änderung der Kreisordnung für das 

Land Nordrhein-Westfalen 
 

Unverändert 

1. § 26 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt ge-
ändert: 

 
a) In Buchstabe i werden nach dem 

Wort „Gesamtabschlusses“ die 
Wörter „, sofern ein Gesamtab-
schluss nicht erstellt wird, die Be-
schlussfassung über den Beteili-
gungsbericht“ eingefügt. 

 
b) Nach Buchstabe i wird folgender 

Buchstabe j eingefügt: 
 

„j) den Beschluss über die gegen-
über der Gemeindeprüfungs-
anstalt und der Aufsichtsbe-
hörde abzugebende Stellung-
nahme gemäß § 105 Absatz 7 
der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen,“. 
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c) Die bisherigen Buchstaben j bis o 
werden die Buchstaben k bis p. 

 
d) Der bisherige Buchstabe p wird 

Buchstabe q und wie folgt gefasst: 
 

„q) die Bestellung und Abberufung 
der Leitung und der Prüfer der 
örtlichen Rechnungsprüfung 
sowie die Übertragung von 
Aufgaben auf die örtliche 
Rechnungsprüfung,“. 

 
e) Die bisherigen Buchstaben q bis t 

werden die Buchstaben r bis u. 
 

2. Dem § 28 Absatz 2 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
„§ 16 des Korruptionsbekämpfungsge-
setzes vom 16. Dezember 2004  
(GV. NRW. 2005 S. 8) in der jeweils gel-
tenden Fassung bleibt unberührt.“ 
 

  

3. § 55 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
 „Den Gemeinden ist vor Beschlussfas-

sung über die Haushaltssatzung mit ih-
ren Anlagen in öffentlicher Sitzung Ge-
legenheit zur Anhörung zu geben.“ 

 

  

4. § 56a Satz 2 wird wie folgt gefasst: 
 
 „Der Ausgleichsrücklage können Jahre-

süberschüsse durch Beschluss des 
Kreistages zugeführt werden, soweit die 
allgemeine Rücklage einen Bestand in 
Höhe von mindestens 3 Prozent der Bi-
lanzsumme des Jahresabschlusses des 
Kreises aufweist.“ 

 

  

Artikel 3 
Änderung der Landschaftsverbandsord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen 

 
Die Landschaftsverbandsordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. 
NRW. S. 657), die zuletzt durch [einsetzen: 
Ausfertigungsdatum und Fundstelle] geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 

 

 Artikel 3 
Änderung der Landschaftsverbandsord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen 

 
Unverändert 
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1. In § 7 Absatz 1 Buchstabe e werden 
nach dem Wort „Gesamtabschlusses“ 
die Wörter „, sofern ein Gesamtab-
schluss nicht erstellt wird, die Be-
schlussfassung über den Beteiligungs-
bericht“ eingefügt. 

 

  

2. Dem § 15 Absatz 4 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
 „§ 16 des Korruptionsbekämpfungsge-

setzes vom 16. Dezember 2004 (GV. 
NRW. 2005 S. 8) in der jeweils gelten-
den Fassung bleibt unberührt.“ 

  

3. In § 23 Absatz 2 Satz 1 wird nach den 
Wörtern „den Jahresabschluss“ das 
Wort „und“ durch ein Komma ersetzt 
und werden nach dem Wort „Gesamtab-
schluss“ die Wörter „und den Beteili-
gungsbericht“ eingefügt. 

 

  

4. § 23a wird wie folgt geändert: 
 
a) Die Überschrift wird wie folgt ge-

fasst: 
 

„§ 23a 
Ausgleichsrücklage“. 

 
b) In Satz 2 werden die Wörter „ihr Be-

stand nicht den Höchstbetrag von 
einem Drittel des Eigenkapitals er-
reicht hat“ durch die Wörter „die all-
gemeine Rücklage einen Bestand 
in Höhe von mindestens 3 Prozent 
der Bilanzsumme des Jahresab-
schlusses aufweist“ ersetzt. 

 

  

Artikel 4 
Änderung des Gesetzes über den  

Regionalverband Ruhr 
 

Das Gesetz über den Regionalverband Ruhr 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 
3. Februar 2004 (GV. NRW. S. 96), das zu-
letzt durch [einsetzen: Ausfertigungsdatum 
und Fundstelle] geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 
 
 
 
 

 Artikel 4 
Änderung des Gesetzes über den  

Regionalverband Ruhr 
 

Unverändert 
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1. In § 9 Nummer 7 werden nach dem Wort 
„Gesamtabschlusses“ die Wörter „, so-
fern ein Gesamtabschluss nicht erstellt 
wird, die Beschlussfassung über den 
Beteiligungsbericht“ eingefügt. 
 

  

2. Dem § 12 wird folgender Absatz 5 ange-
fügt: 
 
„(5) Die Mitglieder der Verbandsver-
sammlung müssen gegenüber dem Vor-
sitzenden der Verbandsversammlung 
Auskunft über ihre wirtschaftlichen und 
persönlichen Verhältnisse geben, so-
weit das für die Ausübung ihres Man-
dats von Bedeutung sein kann. Die nä-
heren Einzelheiten regelt die Verbands-
versammlung. Name, Anschrift, der 
ausgeübte Beruf sowie andere vergü-
tete und ehrenamtliche Tätigkeiten kön-
nen veröffentlicht werden. Die Aus-
künfte sind vertraulich zu behandeln. 
Nach Ablauf der Wahlperiode sind die 
gespeicherten Daten der ausgeschiede-
nen Mitglieder zu löschen. § 16 des Kor-
ruptionsbekämpfungsgesetzes vom 
16. Dezember 2004 (GV. NRW. 2005 
S. 8) in der jeweils geltenden Fassung 
bleibt unberührt.“ 
 

  

3. In § 20 Absatz 2 Satz 2 werden die Wör-
ter „ihr Bestand nicht den Höchstbetrag 
von einem Drittel des Eigenkapitals er-
reicht hat“ durch die Wörter „die allge-
meine Rücklage einen Bestand in Höhe 
von mindestens 3 Prozent der Bilanz-
summe des Jahresabschlusses auf-
weist“ ersetzt. 
 

  

Artikel 5 
Änderung des Gemeindeprüfungsan-

staltsgesetzes 
 

Das Gemeindeprüfungsanstaltsgesetz vom 
30. April 2002 (GV. NRW. S. 160), das zu-
letzt durch [einsetzen: Ausfertigungsdatum 
und Fundstelle] geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

 
 
 
 
 

 Artikel 5 
Änderung des Gemeindeprüfungsan-

staltsgesetzes 
 

Unverändert 
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1. § 2 wird wie folgt geändert: 
 
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

„(1) Die Gemeindeprüfungsanstalt 
führt die überörtliche Prüfung bei 
den Gemeinden und Kreisen nach 
Maßgabe des § 105 der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 
(GV. NRW. S. 666) in der jeweils 
geltenden Fassung durch. Sie kann 
mit der Prüfung des gemeindlichen 
Jahresabschlusses und des Lage-
berichtes nach § 102 der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen, mit der Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Lage-
berichtes von Eigenbetrieben nach 
§ 103 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen so-
wie mit der Prüfung des Gesamtab-
schlusses nach § 116 der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen beauftragt werden.“  

 

  

b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 
 

„(4) Die Gemeindeprüfungsanstalt 
soll Gemeinden, Körperschaften, 
Anstalten, Stiftungen, Verbände 
und Einrichtungen des öffentlichen 
Rechts auf Antrag in Fragen 
 
1. der Organisation und Wirt-

schaftlichkeit der Verwaltung,  
 
2. der Rechnungslegung und der 

Rechnungsprüfung und 
 
3. solchen, die mit der Ausschrei-

bung, Vergabe und Abrech-
nung von baulichen Maßnah-
men zusammenhängen,  

 
beraten. Sonstige im öffentlichen 
Interesse tätige juristische Perso-
nen kann sie in diesen Fragen auf 
Antrag beraten. Sie führt auf Antrag 
die Zulassungsverfahren für Fach-
programme nach § 94 Absatz 2 der 
Gemeindeordnung durch.“ 
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c) Folgender Absatz 6 wird angefügt: 
 

„(6) Werden Prüfungsaufgaben 
nach § 92 Absatz 4 der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen oder nach § 102 Absatz 
2, § 103 Absatz 1 der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen durch die Gemeindeprü-
fungsanstalt durchgeführt, dürfen 
die mit diesen Aufgaben befassten 
Prüfer nicht gleichzeitig in diesen 
Gemeinden die überörtliche Prü-
fung nach § 105 Absatz 3 der Ge-
meindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen oder Beratungstä-
tigkeiten nach § 105 Absatz 8 der 
Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen wahrnehmen. 
Die Gemeindeprüfungsanstalt hat 
insofern ein geeignetes Rotations-
verfahren zur Anwendung zu brin-
gen.“ 

 

  

2. Nach § 2 wird folgender § 2a eingefügt: 
 

„§ 2a 
Aufgaben auf dem Gebiet der Infor-

mationstechnologie 
 
(1) Die Gemeindeprüfungsanstalt fun-
giert auf dem Gebiet der Informations-
technik im Bereich der kommunalen 
Haushaltswirtschaft als Beratungs- und 
Koordinierungsstelle für die Kommu-
nen. Die Planungs-, Organisations-, 
Personal- und Finanzhoheit der Kom-
munen bleiben unberührt.  
 
(2) Die von der Gemeindeprüfungsan-
stalt für den kommunalen Bereich erar-
beiteten Standards und Empfehlungen 
in dem in Absatz 1 genannten Gebiet 
sind im Ministerialblatt für das Land 
Nordrhein-Westfalen zu veröffentlichen. 
Diese Standards und Empfehlungen 
können auch durch Bereitstellung im In-
ternet gemäß der Bekanntmachungs-
verordnung vom 26. August 1999 (GV. 
NRW. S. 516) in der jeweils geltenden 
Fassung mit der Maßgabe bekannt ge-
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macht werden, dass auf die erfolgte Be-
reitstellung und die Internetadresse 
nachrichtlich im Ministerialblatt für das 
Land Nordrhein-Westfalen hinzuweisen 
ist.  
 
(3) Die Gemeindeprüfungsanstalt kann 
für Produkte und Verfahren der Informa-
tionstechnik im Bereich der kommuna-
len Haushaltswirtschaft Zertifikate ver-
geben. 
 
(4) Die Gemeindeprüfungsanstalt tritt 
selbst nicht als Anbieter von Hardware, 
Software und Systemlösungen auf und 
erbringt keine Datenverarbeitungsleis-
tungen im Auftrag von Dritten. “ 
 

3. In § 9 Absatz 2 Satz 2 werden die Wör-
ter „ihr Bestand nicht den Höchstbetrag 
von einem Drittel des Eigenkapitals er-
reicht hat“ durch die Wörter „die allge-
meine Rücklage einen Bestand in Höhe 
von mindestens 3 Prozent der Bilanz-
summe des Jahresabschlusses der Ge-
meindeprüfungsanstalt aufweist“ er-
setzt. 
 
 

  

4. § 10 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 

 „(2) Für Prüfungsleistungen nach § 2 Ab-
satz 1 Satz 2, für Gutachten gemäß § 2 
Absatz 3 Satz 2 und für Beratungsleis-
tungen gemäß § 2 Absatz 4 erhebt die 
Gemeindeprüfungsanstalt Entgelte, die 
mindestens kostendeckend sein sollen.“ 
 

  

Artikel 6 
Änderung des Schuldendiensthilfegeset-

zes Nordrhein-Westfalen 
 
In § 5 Nummer 2 und 3 des Schuldendienst-
hilfegesetzes Nordrhein-Westfalen vom 
15. Dezember 2016 (GV. NRW. S. 1154, 
ber. S. 1206) wird jeweils die Angabe „30“ 
durch die Angabe „48“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 

 Artikel 6 
Änderung des Schuldendiensthilfegeset-

zes Nordrhein-Westfalen 
 
Unverändert 
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  Artikel 7 
Änderung des Gesetzes zur Beschleuni-
gung der Aufstellung kommunaler Ge-

samtabschlüsse 
 
Das Gesetz zur Beschleunigung der Aufstel-
lung kommunaler Gesamtabschlüsse vom  
25. Juni 2015 (GV. NRW. S. 496), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 7. April 
2017 (GV. NRW. S. 410) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 
 
1. § 1 wird wie folgt geändert: 

 
a) In der Überschrift wird die Zahl 

„2015“ durch die Zahl „2018“ er-
setzt. 

b) In Satz 1 wird die Angabe „Haus-
haltsjahres 2015“ durch die An-
gabe „Haushaltsjahres 2018“ und 
die Zahl „2014“ durch die Zahl 
„2017“ ersetzt. 

c) In Satz 2 wird die Zahl „2014“ 
durch die Zahl „2017“ und das 
Wort „drei“ durch das Wort 
„sechs“ ersetzt. 

 
2. § 2 wird wie folgt geändert: Die Da-

tumsangabe „30. Juni 2019“ wird durch 
die Datumsangabe „31. Dezember 
2021“ ersetzt. 

 
  Artikel 8 

Übergangsregelung zu Artikel 1 Nr. 23a 
(Änderung des § 108 der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen 
durch das „Zweites Gesetz zur Weiter-

entwicklung des Neuen Kommunalen Fi-
nanzmanagements für Gemeinden und 
Gemeindeverbände im Land Nordrhein-

Westfalen und weiterer kommunalrechtli-
cher Vorschriften (2. NKF-Weiterentwick-

lungsgesetz – 2. NKFWG NRW)“) 
 
(1) Bei bestehenden Gesellschaften, die von 
der Option der entsprechenden Anwendung 
der für Eigenbetriebe geltenden Vorschriften 
Gebrauch gemacht haben, trifft die Gemein-
den eine Hinwirkungspflicht zur Anpassung 
an die geänderten Vorgaben des § 108 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 8 der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen.  
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(2) Befreiungen von der Jahresabschluss-
prüfung einschließlich der damit verbunde-
nen Entscheidungen über andere geeignete 
Prüfungsmaßnahmen, die nach dem bis zum 
Inkrafttreten der Übergangsregelung gelten-
den Recht von der Gemeindeprüfungsanstalt 
ausgesprochen wurden, bleiben unberührt.  
 
(3) Soweit nach Inkrafttreten der Änderung 
des § 108 Absatz 1 Satz 1 Nummer 8 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen Entscheidungen erforderlich wer-
den, die nach dem zuvor geltenden Recht 
von der Gemeindeprüfungsanstalt zu treffen 
waren, obliegen diese Entscheidungen nun-
mehr der jeweils zuständigen Kommunalauf-
sichtsbehörde. 

 
  Artikel 9 

Änderung des Landesbesoldungsgeset-
zes 

 
Das Landesbesoldungsgesetz vom 14. Juni 
2016 (GV. NRW. S. 310, ber. S. 642), das 
zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. 
Juli 2018 (GV. NRW. S. 400) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert: 
 
In § 23 Absatz 1 werden die Wörter „Das für 
Inneres“ ersetzt durch die Wörter „Das für 
Kommunales“.“ 
 

Artikel 7 
Inkrafttreten 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Artikel 10 
Übergangsregelung und Inkrafttreten 

  
(1) Für die Jahresabschlüsse der Eigenbe-
triebe, die für bis zum Ablauf des 31. Dezem-
ber 2020 endende Wirtschaftsjahre aufzu-
stellen sind, gelten die Vorschriften der Ge-
meindeordnung über die Jahresabschluss-
prüfung der Eigenbetriebe in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. 
NRW. S. 666), die zuletzt durch Artikel 15 
des Gesetzes vom 23. Januar 2018 (GV. 
NRW. S. 90) geändert worden ist, fort. Diese 
Übergangsregelung gilt auch für Einrichtun-
gen, die gemäß § 107 Absatz 2 entspre-
chend den Vorschriften über das Rech-
nungswesen der Eigenbetriebe geführt wer-
den. 
 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/4519 

 
 

39 

(1) Artikel 6 tritt mit Wirkung vom  
1. Januar 2017 in Kraft. 
 
(2) Artikel 4 Nummer 2 tritt am  
1. November 2020 in Kraft. 
 
(3) Artikel 1 Nummer 15 Buchstabe b tritt am 
1. Januar 2021 in Kraft. 
 
(4) Im Übrigen tritt dieses Gesetz am  
1. Januar 2019 in Kraft. 
 

 

(2) Artikel 6 tritt mit Wirkung vom  
1. Januar 2017 in Kraft. 
 
(3) Artikel 4 Nummer 2 tritt am  
1. November 2020 in Kraft. 
 
(4) Artikel 1 Nummer 15 Buchstabe b tritt am 
1. Januar 2021 in Kraft. 
 
(5) Im Übrigen tritt dieses Gesetz am  
1. Januar 2019 in Kraft. 
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Bericht 
 
 
 
A Allgemeines 
 
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung „Zweites Gesetz zur Weiterentwicklung des Neuen 
Kommunalen Finanzmanagements für Gemeinden und Gemeindeverbände im Land Nord-
rhein-Westfalen und weiterer kommunalrechtlicher Vorschriften (2. NKF-Weiterentwicklungs-
gesetz - 2. NKFWG NRW)“ (Drucksache 17/3570) wurde am 19. September 2018 vom Ple-
num an den Ausschuss für Heimat, Kommunales, Bauen und Wohnen überwiesen. 
 
 
 
B Inhalt des Gesetzentwurfs 
 
 
Seit Inkrafttreten des Neuen Kommunalen Finanzmanagements zum 1. Januar 2005 wurde 
die gemeindliche Haushaltswirtschaft sukzessiv vom traditionellen System der Planung und 

Rechnungslegung öffentlicher Haushalte - der sogenannten Kameralistik -  auf die doppelte 

Buchführung in Konten -  die sogenannte Doppik - umgestellt. 
 
2012 wurden in einem Ersten Gesetz zur Weiterentwicklung des Neuen Kommunalen Finanz-
managements für Gemeinden und Gemeindeverbände im Land Nordrhein-Westfalen Anpas-
sung aus Ergebnis einer Evaluierung vorgenommen. 
 
Mit dem Zweiten Gesetz zur Weiterentwicklung des Neuen Kommunalen Finanzmanagements 
für Gemeinden und Gemeindeverbände im Land Nordrhein-Westfalen und weiterer kommu-
nalrechtlicher Vorschriften zielt die Landesregierung auf  
 

 die Stärkung der kommunalen Investitionsfähigkeit in die Erneuerung des Anlagever-
mögens 

 
 die Weiterentwicklung des handelsrechtlichen Vorsichtsprinzips zu einem Wirklich-

keitsprinzip, das den Besonderheiten der öffentlichen Verwaltung Rechnung trägt 
 

 die Stärkung der Fähigkeit zum Haushaltsausgleich 
 

 die Änderung der Vorschriften über die Ausgleichsrücklage 
 

 Regelungen zur Bildung und Bewertung von Personal- und sonstigen Rückstellungen 
sowie Aufwandsrückstellung 

 
 die Befreiungsmöglichkeit von der Pflicht zur Aufstellung eines Gesamtabschlusses bei 

Stärkung der Funktion des Beteiligungsberichtes sowie Verbesserung der Transparenz 
der Tätigkeiten einer Stadt als "Mutterunternehmen" 

 
 die Neufassung der Regelungen über die örtliche Rechnungsprüfung sowie Änderun-

gen von Vorschriften über die überörtliche Prüfung und neue Aufgaben für die Gemein-
deprüfungsanstalt auf dem Gebiet der Informationstechnologie 

 
ab. 
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Dazu sind Anpassungen der landesgesetzlichen Regelungen in der Gemeindeordnung Nord-
rhein-Westfalen, der Kreisordnung Nordrhein-Westfalen, der Landschaftsverbandsordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen sowie in dem Gesetz über den Regionalverband Ruhr und in 
dem Gesetz über die Gemeindeprüfungsanstalt notwendig. 

 
 
 
C Beratungsverfahren 
 
 
Der Ausschuss für Heimat, Kommunales, Bauen und Wohnen hat sich mit dem Gesetzentwurf 
seiner Sitzung am 20. September 2018 beschäftigt und sich bei dieser Gelegenheit auf eine 
Anhörung von Sachverständigen verständigt.  
 
Am 9. November 2018 folgende Experten im Rahmen der Anhörung gehört: 
 

eingeladen Stellungnahme 

 
Helmut Dedy 
Städtetag Nordrhein-Westfalen 
Köln 
 

 
 
 
 
 
 
 

17/909 
17/960 

 
Dr. Bernd Jürgen Schneider 
Städte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen 
Düsseldorf 
 

 
Dr. Martin Klein 
Landkreistag Nordrhein-Westfalen 
Düsseldorf 
 

 
Dirk Tolkemitt 
Stadt Lemgo 
Lemgo 
 

 
17/912 

 
Bernhard Holz 
Institut der Wirtschaftsprüfer 
Fachausschuss für öffentliche Unternehmen und Verwaltungen 
Düsseldorf 
 

 
17/872 

 
Renate Hötte 
Landschaftsverband Rheinland 
Köln 
 

 
17/915 
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eingeladen Stellungnahme 

 
Paul-Georg Fritz 
Stadt Wesel 
Wesel 
 

 
17/908 

 
Dr. Bernd Schulte 
Stadt Hemer 
Hemer 
 

 
17/914 

 
Prof. Dr. Bettina Golombiewski 
Fachhochschule für öffentliche Verwaltung NRW 
Duisburg 
 

 
17/907 

 
Hans-Dieter Wieden 
Institut der Rechnungsprüfer 
Köln 
 

 
17/921 
17/949 

 
siehe hierzu das Ausschussprotokoll 17/435. 
 
Nach einer Vertagung der abschließenden Befassung zum Gesetzentwurf in der Sitzung am 
23. November 2018 erfolgte diese im Ausschuss für Heimat, Kommunales, Bauen und Woh-
nen nunmehr am 7. Dezember 2018.  
 
Zu dieser letztmaligen Beratung im Fachausschuss lag mit Drucksache 17/4468 ein Ände-
rungsantrag der Fraktion der CDU und der Fraktion der FDP vor. 
 
 
 
D Abstimmung 
 
 
Im Ausschuss für Heimat, Kommunales, Bauen und Wohnen wurde am 7. Dezember 2018 
dem Änderungsantrag mit Drucksache 17/4468 gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und FDP bei Ent-
haltung der Fraktion der AfD zugestimmt. 
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung wurde abschließend in der so geänderten Fassung 
mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und FDP gegen die Stimmen der Fraktion der SPD 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN angenommen. Die Fraktion der AfD hat sich 
enthalten. 
 
 
 
 
 
Hans-Willi Körfges 
- Vorsitzender - 
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